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Several Bundesländer in Germany have or are about to introduce tuition fees for higher education. We discuss three 
hypotheses pertaining to (i) their distributional effects, (ii) their effect on the demand for higher education and study 
behavior, and (iii) the competition and financial re-sources effects. We utilize a large number of empirical studies and 
other country experiences to assess likely effects in Germany. We conclude that fees are likely to reduce enrollment 
modestly and that the existing system of higher education financing is probably regressive. Tuition fees will reduce 
regressiveness only if they replace tax-financed funding, which conflicts with the objective of increasing resources for 
universities however. We are sceptical about the latter to happen. 
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Einleitung 
 
In der vielschichtigen Debatte um die Reform des deutschen Hochschulwesens nimmt die Frage 
der Einführung von Studiengebühren seit langem einen gewichtigen Raum ein. Dabei hat die The-
matik durch das am 26. Januar 2005 verkündete Urteil des Bundesverfassungsgerichts, das die von 
der Bundesregierung veranlasste Änderung des Hochschulrahmengesetzes im Sinne eines Verbots 
von Studiengebühren für nichtig erklärte und somit die Entscheidungshoheit an die Landesregie-
rungen zurück übertrug, noch einmal an Brisanz gewonnen. Nach aktuellem Stand (Wintersemester 
2006/2007) haben zwei Bundesländer (Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen) den so gewonne-
nen Spielraum durch die Erhebung von Gebühren für das Erststudium bereits genutzt, Baden-
Württemberg, Bayern und Hamburg wollen zum Sommersemester 2007, das Saarland zum Winter-
semester 2007/2008 folgen. In den anderen Bundesländern ist die Diskussion um die Einführung in 
vollem Gange. Gebühren für Langzeitstudierende sind bereits in 13 der 16 Bundesländer eingeführt 
oder beschlossene Sache. 
 
Das große Interesse an den Wirkungen von Studiengebühren rührt nicht zuletzt aus der Vielzahl 
der hierdurch betroffenen Akteure her. Die Erhebung von Gebühren berührt zum einen die Univer-
sitäten direkt, da sie sich hierdurch höhere Einnahmen erhoffen, aber auch verstärkt in den Wett-
bewerb mit anderen Universitäten um die besten Studierenden und damit auch die besten Lehrbe-
dingungen eintreten. Zum anderen betreffen sie auch die gesamte Gesellschaft, weil sie in starkem 
Maße die Anzahl und Auswahl zukünftiger Studierender beeinflussen könnten. Und schließlich hat 
die Einführung von Studiengebühren potentiell wichtige Effekte auf die Haushaltssituation der 
Bundesländer, da nicht alle Bundesländer Gebühren einführen werden und die Mobilität der Stu-
dierenden zunimmt.  
 
Die Debatte um die Effekte von Studiengebühren wird von Befürwortern wie Kritikern heftig und 
teilweise ideologisch geführt.
1 Das wichtigste Anliegen des vorliegenden Aufsatzes ist es daher, 
zur Versachlichung der Debatte beizutragen. Dieses Ziel verfolgen wir auf zweifache Weise. Zum 
einen versuchen wir, soweit möglich, verschiedene Aspekte der Diskussion konzeptionell zu tren-
nen. In drei Thesen richten wir das Augenmerk auf die Verteilungswirkungen von Studiengebühren 
(These 1), die Anreizeffekte auf das Studierverhalten, insbesondere auf die Einschreibequoten 
(These 2), und die Effekte auf die Qualität der Lehre sowohl durch Wettbewerb zwischen den Uni-
                                                   
1 Welche politische Brisanz Studiengebühren beinhalten, verdeutlichen unter anderem die Regierungskrise, die in 
Großbritannien 2004 durch die Higher Education Reform Bill ausgelöst wurde, und die Proteste in der Slowakei 
im Jahre 2002, die die Einführung von Gebühren letztlich verhindert haben. 
2 versitäten als auch durch die Veränderung ihrer Finanzausstattung (These 3). Zur Vereinheitli-
chung haben wir die Thesen aus Sicht der Befürworter von Gebühren formuliert und diesen damit 
praktisch die „Bringschuld“ des Nachweises ihrer Vorteilhaftigkeit auferlegt. 
 
Zum anderen wollen wir die Diskussion durch die Überprüfung der Thesen anhand des verfügbaren 
empirischen Materials versachlichen. Gerade in diesem Sinne ist unser Aufsatz eine wichtige Er-
gänzung zum jüngst in dieser Zeitschrift erschienenen Aufsatz von Kupferschmidt und Wigger 
(2006), welcher die Argumente für eine öffentliche Finanzierung der Hochschulbildung vor allem 
aus theoretischer Perspektive kritisch hinterfragt.  
 
Bei dieser Überprüfung greifen wir auf eine große Zahl von Studien aus dem In- und Ausland zu-
rück, insbesondere auf die Erfahrungen von Ländern, in denen Studiengebühren bereits existieren, 
wie z.B. den Niederlanden, Großbritannien, Australien und den USA. Dies ermöglicht uns, ein dif-
ferenziertes Bild der für die Bundesrepublik Deutschland zu erwartenden Effekte zu zeichnen. Wir 
schließen unsere Analyse mit einem Resümee zur Vorteilhaftigkeit von Studiengebühren ab.  
 
 
These 1: Studiengebühren sind verteilungspolitisch sinnvoll. 
 
Diese These basiert auf einer populären Kritik an der traditionell praktizierten Finanzierung der 
Hochschulbildung aus allgemeinen Steuermitteln. Sie basiert auf der Beobachtung, dass sich Stu-
dierende vom Durchschnitt der Bevölkerung sowohl durch einen höheren sozioökonomischen Sta-
tus als auch höhere spätere Arbeitseinkommen unterscheiden. Demzufolge – so das Argument - 
führt die Beteiligung des allgemeinen Steuerzahlers an den Kosten höherer Bildung zu einer Um-
verteilung von Arm zu Reich. In der öffentlichen Diskussion wird dieses Argument oftmals plaka-
tiv in Form der Behauptung verwendet, die Krankenschwester werde zur Finanzierung des Medi-
zinstudiums des Sohns ihres Chefarztes herangezogen.  
 
Die überproportionale Studienbeteiligung von Kindern aus sozial besser gestellten Haushalten ist in 
der Tat empirisch belegt. Wie die 17. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks (Deutsches 
Studentenwerk, 2005) zeigt, partizipieren nur 11 Prozent der 19 - 24-Jährigen mit niedriger sozialer 
Herkunft an Hochschulbildung, für die Gleichaltrigen mit hoher sozialer Herkunft liegt der ent-
3 sprechende Wert hingegen bei 81 Prozent.
2 Ebenso besteht wenig Uneinigkeit darüber, dass Aka-
demiker zumindest im Durchschnitt über ein höheres Lebenseinkommen verfügen als Nichtakade-
miker.
3 Allerdings stehen diesen Gewinnen auch Gegenleistungen in Form von Steuerzahlungen 
gegenüber, und zwar sowohl seitens des Elternhauses als auch durch den Absolventen selbst.  
 
Der erstgenannte Strom steht im Mittelpunkt sogenannter Querschnittsanalysen, welche für jede 
Einkommensklasse die Gewinne durch Inanspruchnahme der öffentlichen  Hochschulen und die 
finanzielle Gegenleistung gegenüberstellen, wobei die Studierenden dem jeweiligen Elternhaushalt 
zugeordnet werden. Längsschnittanalysen hingegen ermitteln das Ausmaß, in dem Akademiker die 
während des Studiums empfangenen Leistungen im Laufe ihrer späteren Erwerbstätigkeit über hö-
here Steuern zurückzahlen.  
 
Wie Kupferschmidt und Wigger (2006) in ihrem Beitrag kürzlich detailliert gezeigt haben, zeich-
nen die für den deutschsprachigen Raum verfügbaren empirischen Studien ein uneinheitliches Bild. 
Im Querschnitt werden oftmals progressive Verteilungseffekte identifiziert, während die Ergebnis-
se im Längsschnitt stark von der Art der Zurechnung der Steuererträge, der Berücksichtigung von 
Progressionseffekten sowie der Diskontierung abhängen. Eine überzeugende Bestätigung obiger 
These wird damit nicht geliefert. Allerdings muss man berücksichtigen, dass die Querschnittser-
gebnisse nicht zuletzt von Lebenszykluseffekten getrieben werden, die dadurch entstehen, dass die 
individuellen Einkommenspositionen auch vom Lebensalter abhängen. Wenn diese Analysen eine 
Umverteilung von oben nach unten anzeigen, weil Haushalte mit Kindern im studierfähigen Alter 
im Durchschnitt ärmer sind als Haushalte ohne solche Kinder, dann nicht zuletzt, weil der zweiten 
Gruppe auch solche Haushalte zugeordnet werden, deren Kinder entweder noch nicht geboren 
wurden oder für ein Studium noch zu jung sind.  
 
Der Längsschnittansatz vermeidet zwar diese Schwäche, er weist aber ein anderes, interpretatori-
sches Problem auf. Typischerweise ermitteln diese Studien die sogenannte Rückzahlungsquote  
     R Q   =   ∆TAK(r)/ CÖ(r), 
d.h. das Verhältnis der jeweils mit dem Kapitalmarktzins r abdiskontierten höheren Steuerzahlun-
gen des Akademikers ∆TAK(r) und der von ihm während des Studiums empfangenen Subventions-
                                                   
2 Die „soziale Herkunft“ wird dabei vom Deutschen Studentenwerk durch eine Kombination verschiedener Fakto-
ren wie des Erwerbstatus, des höchsten Ausbildungsabschluss der Eltern und die hierarchische Einordnung des 
aktuellen Berufs abgebildet. 
3 Sowohl der Humankapitalansatz  als auch die Signalling-/Screening-Theorie sieht ja in der Erhöhung des Le-
benseinkommens gerade das zentrale Motiv individueller Bildungsinvestitionen.  Laut OECD (2005) beziehen die 
Akademiker in der Bundesrepublik Deutschland im Schnitt ein um 60% höheres Einkommen als Personen, die 
„nur“ die Sekundarstufe II abgeschlossen haben. 
4 leistungen CÖ(r). Nun spricht zwar eine Rückzahlungsquote von weniger als Eins klar für eine re-
gressive Verteilungswirkung, eine wie in manchen Arbeiten ermittelte Rückzahlungsquote größer 
Eins aber noch keineswegs für einen progressiven Effekt , wie oftmals suggeriert wird. Eine Um-
verteilung von oben nach unten ergibt sich erst dann, wenn die gesellschaftlichen Erträge der 
Hochschulbildung die individuellen Erträge übersteigen, also hinreichend positiv sind.  
 
Die Frage, ob Akademiker mehr oder weniger von ihrer Ausbildung profitieren als die Gesell-
schaft, lässt sich mit einem Vergleich der privaten und der sozialen bzw. fiskalischen Ertragsrate 
des Studiums beantworten. Während die private Ertragsrate r
P derjenige Diskontsatz ist, bei dem 
entsprechend abdiskontierte Nettoeinkommensgewinne des Akademikers ∆EAK und von ihm selbst 
getragene Kosten CAK übereinstimmen (∆EAK(r
P) = CAK(r
P)), ermittelt die fiskalische Ertragsrate r
F 
den Zinssatz, für den die Rückzahlungsquote Eins ist, abdiskontierte Steuererträge und öffentliche 
Kosten der Hochschulfinanzierung also übereinstimmen (∆TAK(r
F) = CÖ(r
F)). Die soziale Rendite r
S 
berücksichtigt hingegen den Anstieg des Bruttoeinkommens und die Gesamtkosten des Studiums 







Während eine Vielzahl von Arbeiten zur Schätzung privater Ertragsraten existiert, sind Studien zur 
gesellschaftlichen Rentabilität der Hochschulausbildung erheblich dünner gesät. So weist bei-
spielsweise der von Psacharopoulos (2002) zusammengestellte weltweite Überblick über Ertragsra-
ten keine sozialen Renditen für Deutschland aus. Das aktuellste uns bekannte Datenmaterial wird 
von der OECD (2003) bereitgestellt, das wir in Tabelle 1 reproduziert haben. Dieses ist indes recht 
eindeutig: In der Bundesrepublik Deutschland übersteigt die private Ertragsrate höherer Bildung 
die soziale Ertragsrate deutlich, Akademiker profitieren also mehr von ihrer Ausbildung als die 
Gesellschaft insgesamt. Dieses Resultat erweist sich auch im internationalen Vergleich stabil: Nur 
in Frankreich und Italien liegt die soziale Ertragsrate über der privaten.  
 
Vor diesem Hintergrund gewinnt die These einer regressiven Wirkung der öffentlichen Hochschul-
finanzierung eindeutig an Gewicht.
4 Es ist zwar einschränkend anzumerken, daß die soziale Er-
tragsrate keine Aussagen über die Verteilung der Erträge in der Gesellschaft trifft. Je mehr die von 
den Akademikern geleisteten Steuern den Nichtakademikern zugute kommen, umso geringer ist die 
                                                   
4 Gestützt wird diese These auch durch Ederer und Schuller (1999), die einzige uns bekannte Studie, die sowohl 
private als auch soziale Ertragsraten für Deutschland getrennt nach Fächergruppen ermittelt. Hier liegen die priva-
ten Erträge für alle betrachteten Fächern über den sozialen, wobei manche Studiengänge wie Theologie, Germani-
stik und Biologie sogar eine negative private Ertragsrate aufweisen. Aufgrund einiger Unklarheiten in der Doku-
mentation jener Berechnungen werden wir auf diese Studie allerdings nicht detaillierter eingehen.  
 
5 tatsächliche Regressivität des Steuer-Transfer-Systems. Allerdings ist es unmöglich, eine belastba-
re Antwort auf die Frage zu geben, welche soziale Gruppe von den Steuermehreinnahmen infolge 
der Förderung höherer Bildung am stärksten profitiert. Auch sei der Hinweis erlaubt, dass dieser 
Kritikpunkt ebenso auf das populäre Maß der Rückzahlungsquote zutrifft, bei dem ja auch auf eine 
soziale Gewichtung der Zahlungsströme verzichtet wird.  
 
Ein anderer Einwand bezieht sich auf die Verwendung der fiskalischen Ertragsrate, die positive 
externe Effekte der Hochschulbildung ignoriert. Idealerweise sollte die soziale Ertragsrate auch 
positive Wirkungen auf beispielsweise das Wirtschaftswachstum oder die Reduktion der Kriminali-
tät berücksichtigen, so dass die echte Differenz zwischen privater und gesellschaftlicher Ertragsrate 
geringer ist als Tabelle 1 suggeriert. Abgesehen davon, dass auch diese Kritik in gleicher Weise auf 
die Rückzahlungsquote zuträfe, ist auch zu konstatieren, dass die von Kupferschmidt und Wigger 
(2006) angeführte diesbezügliche Evidenz nicht anders als schwach zu bezeichnen. Auch werden 
nicht nur gesellschaftlich positive Effekte ignoriert. Die Ausblendung konsumptiver Nutzenaspekte 
des Studiums beispielsweise führt zu einer Unterschätzung der Differenz privater und sozialer Er-
tragsraten.  
 
Für die öffentliche Diskussion erscheint uns indes ein anderer Kritikpunkt gewichtiger. Eine uner-
wünschte Verteilungswirkung der öffentlichen Finanzierung lässt nicht zwingend auf die Vorteil-
haftigkeit von Studiengebühren schließen. Erstens reduzieren Studiengebühren nur dann sicher die 
Regressivität, wenn sie öffentliche Mittel ersetzen. In der öffentlichen Diskussion wird hingegen 
oftmals argumentiert, dass die Gebühren den Hochschulen zusätzlich zu der bestehenden öffentli-
chen Förderung zugute kommen sollen, um die Lehrqualität durch eine Beseitigung der Unterfi-
nanzierung zu verbessern; mehr hierzu in These 3. Unter diesen Umständen würden die Gebühren 
aber das Lebenseinkommen der Akademiker erhöhen, ohne das der Nichtakademiker zu verändern, 
so dass die Ungleichheit sogar steigen kann. In dem in den Verteilungsanalysen typischerweise 
unterstellten Fall, dass die Zahl der Studierenden nicht von der Form der Hochschulfinanzierung 
abhängt, ist dieses Ergebnis sogar unvermeidlich.
5  
 
Zweitens ist nicht klar, ob Studiengebühren, selbst wenn sie progressiv wirken, der Allgemeinheit 
tatsächlich nutzen. Schließlich profitiert die Bevölkerung ja auch von der Hochschulfinanzierung, 
wenn die fiskalische Ertragsrate positiv ist, was zumindest im Durchschnitt über alle Studiengänge 
der Fall zu sein scheint. Bricht nun - wie manche Kritiker befürchten - die Studiennachfrage infol-
                                                   
5 Anders gelagert ist der Fall, in dem Studiengebühren nicht zu einer Erhöhung der Lehrqualität, sondern zur Fi-
nanzierung höherer Studentenzahlen eingesetzt werden. 
6 ge der Gebühreneinführung zusammen, so würde die verteilungspolitisch erwünschte Nivellierung 
der Lebenseinkommen mit einer Schlechterstellung der Nichtakademiker erkauft. Daher erscheint 
uns die Frage, ob Studiengebühren zu einer Annäherung der privaten an die soziale Ertragsrate bei-
tragen, ohne letztere zu reduzieren, als viel relevanter als die bloße Betrachtung der Differenz der 
Ertragsraten. Die Antwort auf diese Frage hängt entscheidend von den Veränderungen des Verhal-
tens der Anbieter und Nachfrager tertiärer Bildung ab, dem wir uns jetzt zuwenden. 
 
These 2: Studiengebühren führen zu effizienteren Studienentscheidungen 
 
Auch diese These ist zumindest teilweise als Kritik am status quo zu verstehen. Sie postuliert, dass 
ein „freier“ Hochschulzugang zu einer Übernutzung des Systems führe, weil  den Nutzern kein ent-
sprechendes Preissignal übermittelt werde. Eine unangemessen hohe Zahl an Studiengangwechs-
lern und Studienabbrechern sei die Folge. In dem Maße, in dem dies durch Studiengebühren korri-
giert werde, werde die Studienentscheidung stärker an den wahren Opportunitätskosten ausgerich-
tet. Idealtypisch erfordert das eine rein private Finanzierung des Studiums, wobei für Studierwillige 
mit unzureichenden Finanzmitteln die Möglichkeit zur Aufnahme von Ausbildungskrediten beste-
hen sollte. Dabei können die auf der mangelnden Beleih- und Pfändbarkeit von Humankapitel be-
ruhenden Friktionen rein privater Kreditmärkte durch ein Angebot staatlicher Kredite vermindert 
bzw. beseitigt werden. Unter einem solchen Studienkreditsystem studieren dann nur diejenigen, 




Gegner zeichnen hingegen gerade ein umgekehrtes Bild von Studiengebühren. Sie wenden oftmals 
ein, dass die Gebühren auf manche Individuen, für die das Studium finanziell lohnenswert ist, ab-
schreckend wirken. Hierbei wird vor allem auf die Unsicherheit über den Studienerfolg, verbunden 
mit der Abhängigkeit der Bereitschaft der Risikoübernahme vom finanziellen Hintergrund, verwie-
sen. Es gibt einige Anhaltspunkte dafür, dass reichere Personen eher geneigt sind, eine riskante 
Investition zu tätigen als ärmere. Daher ist es a priori nicht auszuschließen, dass sich ein hinrei-
chend armer Abiturient aufgrund dieser Risikoabwägung gegen das Studium entscheidet, obwohl 
seine erwarteten Erträge die Kosten übersteigen. Dies würde nicht nur die Chancengleichheit be-
                                                   
6 Allerdings erheben jüngere Studien Zweifel an der Wichtigkeit von Kapitalmarktimperfektionen. So argumentie-
ren beispielsweise Carneiro und Heckman (2002) anhand von US-Daten, dass die familiären Ressourcen während 
der Kindheit eine mindestens so große Rolle für die Studienaufnahme spielen wie Liquiditätsprobleme zum Zeit-
punkt der Studienentscheidung. Obwohl eine vergleichbare Studie für die Bundesrepublik Deutschland bisher nicht 
vorliegt, ist die Existenz sozialer Selektion bereits im Sekundarschulsystem kaum bestreitbar. Aufgrund der nach-
folgenden Argumentation kann daraus aber kaum ein Argument für die Einführung von Studiengebühren konstru-
iert werden. 




Die Frage nach dem Ausmaß dieser Problematik kann – wenn überhaupt – nur empirisch beantwor-
tet werden. Bevor wir dies anhand von Erfahrungen verschiedener Länder angehen, ist es sinnvoll, 
Indikatoren für die Studieneffizienz in Deutschland heranzuziehen. Dass ein Potential für eine Er-
höhung der Studieneffizienz besteht, zeigt nicht nur die im internationalen Vergleich relativ gerin-
ge private Ertragsrate des Studiums, sondern auch beispielsweise die bereits erwähnte 17. Sozialer-
hebung des Deutschen Studentenwerks. Gemäß dieser wechseln im Durchschnitt 21% aller Studie-
renden im Erststudium ihr Fach, und mehr als die Hälfte davon auch über die Fächergruppen hin-
weg. Für etwa ein Drittel dieser Gruppe ist mit einem signifikanten Effizienzverlust zu rechnen, da 
es den Fachwechsel erst nach dem dritten Semester vollzieht. Ebenso unterbrechen etwa 15% aller 
Studierenden ihr Studium, wofür „Sinnzweifel“ und „Wunsch nach anderer Erfahrung“ am häufig-
sten als Gründe genannt werden. Mit etwa 30% liegt Deutschland hinsichtlich der Studienabbruch-
quote im  internationalen Mittelfeld (HIS, 2005). Italien (58%) und Schweden (52%) weisen hier 
erheblich höhere Quoten auf. Allerdings gelingt es einer Reihe von Ländern, den Studienabbruch 
sehr viel stärker zu unterbinden (Japan: 6%, Großbritannien: 17%, Australien: 21%). Diese Daten 
sind allerdings mit Vorsicht zu benutzen, da internationale Vergleiche aus konzeptuellen Gründen 
mitunter schwierig sind. So ist z.B. ein Studienfachwechsel im Rahmen eines Bachelor-
Studiengangs in den USA anders zu bewerten als in Deutschland, da ein Studium in den USA we-
sentlich breiter angelegt ist und eine Entscheidung zu Beginn des Studiums nur relativ geringe rea-
le Auswirkungen auf den Studienplan hat. 
 
Erfahrungen in den USA 
 
Die Erfahrungen aus den USA hinsichtlich der Studieneffizienz bieten sich vor allem deshalb an, 
da die Hochschulfinanzierung schon seit langem und in großem Umfang über Studiengebühren 
erfolgt. Daher ist einige systematische Evidenz über den Zusammenhang zwischen den finanziellen 
Kosten des Studiums und Studienerfolgscharakteristika wie z.B. Einschreibe- und Abbruchquoten, 
sowie Studiendauer, verfügbar.
8 Das größte Interesse der Literatur richtet sich auf den Zusammen-
                                                   
7 Komplementär zu dieser Argumentationslinie wird natürlich auch oftmals argumentiert, dass Bildung ko-
stenfrei sein müsse, da es sich hierbei um ein Menschenrecht handele. Hierauf werden wir nicht weiter ein-
gehen, da das Argument offen lässt, warum sich dieses Recht gerade nur auf höhere Bildung bezieht und 
warum dann nicht alle lebenswichtige Dinge wie z.B. Nahrung auch kostenlos bereitgestellt werden sollten. 
8 Die Wichtigkeit dieser Thematik auch in den USA kommt durch die dortige Debatte um die so genannte „affor-
dability“ der Hochschulausbildung zum Ausdruck. Hier wird vor allem auf die Tatsache hingewiesen, dass Studi-
engebühren systematisch und über einen langen Zeitraum stärker gestiegen sind als das Medianeinkommen und 
8 hang zwischen den finanziellen Kosten des Studiums und der Entscheidung zur Studiumsaufnah-
me. In einer vielbeachteten Studie versucht Kane (1994), den starken Rückgang der Einschreibe-
quoten von schwarzen Jugendlichen in den USA in der ersten Hälfte der achtziger Jahre zu erklä-
ren. Naheliegend ist es, dieses Phänomen auf die stark gestiegenen Studiengebühren zurückzufüh-
ren, die zum Teil durch einen Rückgang staatlicher Zuschussprogramme hervorgerufen wurde. Al-
lerdings greift diese Erklärung zu kurz, da es ab Mitte der achtziger Jahre zu einer Trendumkehr 
bei den Einschreibequoten kommt, obwohl die Studiengebühren weiterhin steigen. Nach Kane 
kann dieses mit dem veränderten Umfeld, vor allem dem Bildungsgrad der Eltern, erklärt werden. 
Daher kann die Erhöhung der Studiengebühren nur etwa ein Drittel des Rückgangs der Einschreib-
quoten erklären. Dieser Effekt ist aber noch groß. So führt eine Erhöhung der Studienkosten um 
$1.000 zu einer Reduktion der Einschreibequoten schwarzer Jugendlicher von 5%-Punkten. 
 
Diese Größenordnung liegt etwas oberhalb der von Dynarski (2003), die einen Wert von 3,6%-
Punkten ermittelt. Sie untersucht die Studienentscheidung für die Gruppe von 18 – 22-Jährigen, 
deren verstorbener Vater staatlicher Rentenempfänger war, und daher staatliche Zuschüsse von 
durchschnittlich $6.700 pro Jahr für ihr Studium erhalten haben. Damit wurde durch das Pro-
gramm, welches in den achtziger Jahren eliminiert wurde, etwa 22% aller Empfängerberechtigten 
zum Studium verholfen. Es ist nicht klar, ob sich diese Ergebnisse auf die Bevölkerung insgesamt 
übertragen lassen, da Studierende ohne Vater u.U. preissensitiver sind als der Durchschnitt der Be-
völkerung. Allerdings ist die Studie insofern methodisch glaubhafter, da sie den Zusammenhang 
zwischen Studienentscheidung und Kosten des Studiums aufgrund einer exogenen Veränderung 
des Rahmenprogramms identifizieren kann und nicht nur auf der Basis von Querschnittsdaten.  
 
Einige Autoren machen darauf aufmerksam, dass die Art der finanziellen Förderung einen großen 
Einfluss auf die Studienentscheidung hat. Kane (1994, 1995) zeigt, dass eine allgemeine Senkung 
der Studiengebühren einen stärkeren Effekt hat als eine gleich hohe finanzielle Förderung zur Re-
duktion von Studiengebühren für Bedürftige. Dies mag daran liegen, dass viele Studierende von 
den allgemeinen Gebühren bereits abgeschreckt werden, und nicht genug über speziell für sie vor-
handene Förderprogramme Bescheid wissen, oder aber der Erlangung solcher Förderung geringe 
Erfolgsaussichten beimessen.
9 In diesem Zusammenhang ist auch die Studie von Singell und Stone 
                                                                                                                                                          
das allgemeine Preisniveau. Daher hat der Anteil des Familieneinkommens, der zur Finanzierung einer Hochschul-
ausbildung dient, für alle Einkommensschichten, aber insbesondere für die untersten Schichten, deutlich zuge-
nommen.  
9 Ehrenberg und Mavros (1995) zeigen für Doktoranden an der Cornell Universität, dass Stipendien und Gelder, 
die als Entlohnung für Forschungshilfsarbeiten gewährt werden, einen größeren Effekt haben als der Verzicht auf 
Studiengebühren oder aber Gelder, die als Entlohnung für Hilfe in der Lehre geleistet werden. 
 
9 (2002) von Bedeutung, die zeigt, dass die finanzielle Förderung von Begabten (also unabhängig 
vom finanziellen Hintergrund der Familie) zwar in allen Einkommensschichten positive Effekte auf 
die Einschreibequoten hat, dieser Effekt allerdings signifikant größer ist für Empfänger aus wohl-
habenderen Familien.  
 
Für die USA gibt es auch Untersuchungen über Faktoren, die zum Studienabbruch führen. Stine-
brickner und Stinebrickner (2003) untersuchen diesen Aspekt mit Hilfe detaillierter Daten aller 
Studierenden des Berea College (USA). Diese Hochschule erlässt allen Studierenden die Studien-
gebühren und zahlt zusätzlich Stipendien für den Lebensunterhalt. Studierende kommen fast alle 
aus relativ armen Familien. Trotzdem scheiden etwa 50% aller Studierenden während des Studiums 
aus. Stinebrickner und Stinebrickner führen den Abbruch vor allem auf andere bildungsrelevante 
Merkmale im Umfeld des Studienabbrechers zurück, wie z.B. der Ausbildungsgrad der Eltern. In-
teressanterweise ist der Zusammenhang zwischen Einkommenssituation der Familie des Studieren-
den und der Abbruchentscheidung ähnlich zu dem, der auch für die Gesamtpopulation gilt.  
 
Sahin (2004) untersucht den Effekt von Studiengebühren auf die Anstrengung von Studierenden. In 
einem auf die USA kalibrierten Modell zeigt er, dass das Bemühen von Studierenden, auch der 
stark motivierten, mit höherer finanzieller Förderung zurückgeht. Dem gegenüber steht die Studie 
von Ehrenberg und Mavros (1995), die zeigen, dass finanzielle Förderung von Doktoranden an der 
Cornell Universität kaum die Studienlänge beeinflusst, allerdings die Anzahl derjenigen erhöht, die 
eine Promotion erfolgreich abschließen. Ebenso zeigen Brunello und Winter-Ebmer (2002) im in-
ternationalen Querschnitt, dass die Überschreitung der Regelstudienzeit in Staaten mit einem höhe-
ren Anteil der öffentlich finanzierten Ausgaben an den Gesamtausgaben für tertiäre Bildung signi-
fikant höher ausfällt.  
 
Hinsichtlich der Interpretation dieser Ergebnisse sind drei Kommentare angebracht. Erstens gibt 
ein negativer Zusammenhang zwischen Studienaufnahme und Studiengebühren in der Regel wenig 
Aufschluss darüber, durch welchen Mechanismus es zu der geringeren Einschreibequote kommt. 
Ein Rückgang der Studierendenzahl kann sowohl die „normale“ Reaktion auf eine Preiserhöhung 
darstellen, als auch auf das Vorhandensein von Kreditmarktbeschränkungen hinweisen. Zweitens 
sind alle oben genannten Studien letztlich partialanalytische Betrachtungen, da sie unterstellen, 
dass alle anderen für die Studienentscheidung relevanten Parameter wie Lohnverdienstmöglichkei-
ten nach dem Studium und die staatliche Finanzierung höherer Transfers an Studierende konstant 
10 gehalten werden.
10 Drittens ist die Frage nach der Übertragbarkeit auf deutsche Gegebenheiten of-
fen, so dass sich ein Blick in andere Länder lohnt.
11  
 
Erfahrungen in Australien 
 
Australien ist hier ein in diesem Zusammenhang oft zitiertes Beispiel. Das im Jahre 1989 einge-
führte Higher Education Contribution Scheme (HECS) löste die Steuer-Subventions-Finanzierung 
durch einheitliche Studiengebühren ab, und wurde 1996 durch die Möglichkeit zur Gebührendiffe-
renzierung je nach Kosten und Erträgen der Studiengänge modifiziert. Die Finanzierung der Ge-
bühr kann entweder aus privaten Mitteln erfolgen, was mit einem  Abschlag von 20% verbunden 
ist, oder durch die Inanspruchnahme eines Studienkredits. Diese Variante nehmen etwa zwei Drit-
tel der Studierenden in Anspruch. Die Rückzahlung erfolgt einkommensabhängig, nämlich erst, 
wenn das Einkommen, gemessen durch den Wochenlohn, überdurchschnittlich hoch ist. Anderen-
falls wird der Kredit gestundet. Verzinst wird das Darlehen mit der Inflationsrate. 
 
Die von Kritikern befürchteten abschreckenden Wirkungen der Gebühren haben sich nicht einge-
stellt. So hat sich die Zahl der Einschreibungen nicht nur nicht verringert, sondern hat auch ihre 
vorherige Wachstumsrate von etwa 5% beibehalten. Auch hat sich die soziale Zusammensetzung 
der Studierendenschaft durch die Einführung des HECS nicht geändert, wie beispielsweise von 
Chapman (1997) und Chapman und Ryan (2005) gezeigt wurde. Zwar ermitteln Long et al. (1999) 
einen sich im Zeitablauf verstärkenden positiven Zusammenhang zwischen der Entscheidung für 
ein Studium und dem elterlichen Vermögen, diese Entwicklung schreibt aber nur einen bereits vor 
1989 vorherrschenden Trend fort, für den HECS schwerlich verantwortlich sein kann.
12
 
Erfahrungen in Großbritannien 
 
Großbritannien hat zunächst einen anderen Weg zur Vermeidung der sozialen Selektion beschrit-
ten. Hier wurden die mit der Dearing Reform im Jahr 1997 eingeführten Gebühren nach dem elter-
                                                   
10 Heckman, Lochner, und Taber (1998) zeigen, dass die allgemeinen Gleichgewichtseffekte die partialanalyti-
schen Effekte stark abschwächen können, zumindest dann, wenn ein Großteil der Population von den Maßnahmen 
betroffen ist. So führt eine Verringerung der Studiengebühren aller Studierenden, die durch Steuern finanziert 
wird, zu einem Fall des Verdienstes der Akademiker aufgrund des erhöhten Angebots an gut ausgebildeten Absol-
venten. Eine auf die USA bezogene Simulationsanalyse zeigt, dass zwar in einer partialanalytischen Betrachtung 
die Studieneinschreibequote um über 5% steigt, der Effekt aber auf weniger als ein halbes Prozent fällt, wenn die 
allgemeinen Gleichgewichtseffekte mit einbezogen werden. 
11 Eine detaillierte Beschreibung der institutionellen Regelungen zu Studiengebühren anderer Länder findet sich in 
Lang (2005). 
12 Auf das Problem, dass soziale Selektion auch bei öffentlicher Hochschulfinanzierung vorliegen kann, wurde 
oben bereits hingewiesen. 
11 lichen Einkommen gestaffelt, wobei fast die Hälfte der Studierenden von Studiengebühren kom-
plett befreit wurde, da ihre Eltern über ein hinreichend geringes Jahreseinkommen verfügten. Der 
volle Betrag von 1.000 Pfund wurde von ca. 40% der Studierenden entrichtet. Staatliche Kredite 
zur Finanzierung der Gebühren existierten nicht, wohl aber zur Bestreitung des Lebensunterhalts. 
Hier erfolgte die Rückzahlung in Abhängigkeit des erzielten Einkommens mit einer Verzinsung 
von 9%. 
 
Auch im Zuge dieser Reform hat sich der Anteil von Studierenden mit schwächerem sozio-
ökonomischen Hintergrund nicht verringert (Select Committee of the House of Commons, 2002; 
Greenaway und Haynes, 2003),  und die Einschreibequote liegt – nach einem kurzen Einbruch zu 
Beginn der Reform - mittlerweile über dem Niveau von 1997 (Select Committee of the House of 
Commons, 2002). Im Januar 2004 wurde das System durch die Higher Education Bill nach austra-
lischem Vorbild modifiziert. Die Einkommensstaffelung der Gebühren wurde abgeschafft und 
durch einkommensabhängige Kredite ersetzt, die sich mit der Inflationsrate verzinsen. Ebenso 
wurde es den Universitäten ermöglicht, über die Höhe ihrer Gebühren frei innerhalb des Bandes 0-
3.000 Pfund zu entscheiden.  
 
Erfahrungen in den Niederlanden  
 
Die Niederlande erheben seit 1986 einheitliche Studiengebühren in Höhe von aktuell €1.476 pro 
Jahr. Wie in England bis 2005 werden staatliche Kredite nur zur Finanzierung des Lebensunterhalts 
vergeben. Diese jährlich neu zu beantragenden Kredite verwandeln sich in Abhängigkeit des Studi-
enfortschritts in nicht zurückzuzahlende Beihilfen. Zusätzlich kann ein Studienkredit, der sich zu 
Marktkonditionen verzinst, in Höhe von maximal €2.800 pro Jahr aufgenommen werden. 
 
Im Zuge der Einführung der Gebühren haben sich die Studentenzahlen Ende der achtziger Jahre 
kurzzeitig reduziert, sind dann aber wieder auf den vorherigen Wachstumspfad eingeschwenkt. Da 
die Reform bereits einige Zeit zurückliegt, sind einige ökonometrische Arbeiten zu ihren Effekten 
verfügbar. So untersuchen Oosterbeek und Webbink (1995) einen Mikrodatensatz von Studieren-
den, die vor bzw. nach der Reform ihr Studium aufgenommen haben und kommen zu dem Schluss, 
dass die Gebührenhöhe praktisch keinen Einfluss auf die Nachfrage nach höherer Bildung hat. 
Canton und de Jong (2005) bestätigen dieses Ergebnis hinsichtlich der Gebühren, identifizieren 
aber einen positiven Effekt des Gesamtpakets an finanzieller Unterstützung (der Summe aus Bei-
hilfen und Kreditkonditionen). Belot, Canton und Webbink (2004) untersuchen die Auswirkungen 
12 der 1996 erfolgten Senkung der Höchstdauer für die Umwandlung in Beihilfen von 5 auf 4 Jahre. 
Die darauf zurückzuführende Senkung der Einschreibungsquote fällt mit 2,2% recht gering aus.  
 
Erfahrungen in Österreich 
 
Ein dem niederländischen ähnelndes System, das sich hauptsächlich durch den geringeren Emp-
fängerkreis der Beihilfen unterscheidet, ist zum Wintersemester 2001/2002 in Österreich imple-
mentiert worden. Auch hier war ein Rückgang der Studierendenzahlen und Ersteinschreibungen zu 
beobachten (um etwa 20% bzw. etwa 10% vom WS 00/01 zum WS 01/02),  allerdings lag die Zahl 
der Ersteinschreibungen auch im WS 01/02 noch über der des WS 98/99 und ist seitdem weiter 
gewachsen. Dies mag auf den ersten Blick gegen eine abschreckende Wirkung von Studiengebüh-
ren sprechen, zumal es sich bei dem kurz vor der Gebühreneinführung erfolgten massiven Anstieg 
der Ersteinschreibungen (um etwa 16% vom WS 98/99 bis zum WS 00/01) um einen „Ashenfelter-
Dip“ handeln könnte, d.h. dass Studienaufnahmeentscheidungen vorgezogen wurden, um noch zu-
mindest zeitweise in den Genuss eines „kostenfreien“ Studiums zu kommen. Nach unserer Ansicht 
ist es aber für verlässliche Aussagen noch zu früh, da uns auch (noch) keine Studien über die Ent-
wicklung der sozialen Zusammenstellung der Studentenschaft bekannt sind und über den  Antizipa-
tionszeitraum der Gebührenerhöhung nur spekuliert werden kann. 
 
Implikationen für Deutschland? 
 
Aus den obigen Erfahrungen verschiedener Länder wird die Bedeutung der Rückzahlungsmodalitä-
ten deutlich. Dennoch ist eine einfache Übertragung auf deutsche Verhältnisse nicht unproblema-
tisch. Wie Nagel (2003) richtigerweise anmerkt, verfügt Deutschland ähnlich wie Österreich, aber 
anders als Australien und England, über ein ausgebautes System der dualen Berufsausbildung, und 
damit über erheblich bessere Ausweichoptionen, deren Wahrnehmung bei Gebührenpflicht des 
Studiums in massiver Weise zu erwarten sei.
13  
                                                   
13 Diese Vermutung lässt sich durch ein Teilergebnis der Studie von Belot, Canton und Webbink (2004) stützen, 
nach dem die verringerte Unterstützungsdauer an den niederländischen Hochschulen die Einschreibungsrate bei  
Individuen mit durchschnittlichen Begabungen mehr als doppelt so stark reduziert hat als im Durchschnitt (4,7%).  
Eine mögliche Erklärung hierfür ist, dass diese Personen das Universitätsstudium bei der von sich selbst erwarteten 
Studiendauer nun als kostenpflichtig einschätzen, die kürzere Ausbildung an einer hogeschool (ähnlich der deut-
schen Fachhochschule) hingegen nicht. Auch in Österreich ging der Einbruch der Erstzulassungen an den Univer-
sitäten im WS 01/02 mit einer (prozentual) starken Erhöhung der Einschreibungen an den Fachhochschulen, die 
eine erheblich kürzere Verweildauer der Studierenden aufweisen, einher (Wroblewski und Unger, 2003). Ob eine 
solche Entwicklung a priori als negativ zu bewerten ist, wenn sich die Renditen beider Ausbildungsoptionen wie 
etwa in Deutschland gleichen,  ist indes eine andere Frage, ebenso, wie stark die Verdrängung weniger begabter 
Personen aus der dualen Berufsausbildung ausfallen dürfte.   
 
13  
Für die Bundesrepublik Deutschland liegen naturgemäß keine direkten Studien über die Abschrek-
kungswirkungen allgemeiner Studiengebühren vor. Dennoch existieren einige jüngere Arbeiten, die 
versuchen, Rückschlüsse aus anderen Ereignissen zu ziehen, die den finanziellen Status der Studie-
renden berühren. So nutzen Baumgartner und Steiner (2005) ähnlich wie Belot, Canton und Web-
bink (2004) eine Veränderung in der finanziellen Unterstützung zur studentischen Lebenshaltung. 
Im Jahr 1990 wurden die Leistungen des BAFöG von einem Volldarlehn in einen fünfzigprozenti-
gen Zuschuss umgewandelt, was zu einer finanziellen Erleichterung von bis zu 23.500 DM für die 
Studierenden führte. Die Einschreibungsquote von BAFöG-Empfängern hat sich in der Folgezeit 
auch tatsächlich erhöht, aber nur um 7%-Punkte mehr als in der Gruppe der Studierenden, die kei-
nen Anspruch auf BAFöG-Leistungen hatten. Angesichts der Stärke der finanziellen Erleichterung 
ist dies ein recht geringer Effekt. Lauer (2000) kommt zu dem ähnlichen Schluss, dass die Studien-
entscheidung weniger von der absoluten Höhe der BAFöG-Leistungen beeinflusst wird als von der 
Wahrscheinlichkeit, überhaupt Leistungen zu beziehen. Beide Studien sprechen daher dafür, dass 
eine Beteiligung der Studierenden an den direkten Kosten ihrer Ausbildung auch in Deutschland 
nur geringe Effekte haben dürfte.  
 
In einer auf Daten der Universität Konstanz beruhenden Analyse zeigen Heineck, Kifmann und 
Lorenz (2005), dass die seit 1998 erhobenen Langzeitstudiengebühren das studentische Verhalten 
beeinflussen. Diese steigern die Wahrscheinlichkeit des Studienabschlusses, des Universitätswech-
sels, des Studienabbruchs und des endgültigen Nichtbestehens, senken aber die Wahrscheinlichkeit 
des inneruniversitären Fachwechsels. Die relative Stärke dieser Effekte variiert indes mit dem Stu-
dienfach: Während in Biologie und Psychologie durchaus von einer Beschleunigung des Studien-
verlaufs gesprochen werden kann, ist in Chemie und VWL ein Rückgang der Studienabschlüsse 
dominant. Daher ist unklar, ob Langzeitgebühren das Ziel einer Verkürzung der Studienzeiten auch 
wirklich generell erreichen. Die Aussagekraft dieser Resultate wird jedoch dadurch etwas einge-
schränkt, dass die Autoren die Zieluniversität der Hochschulwechsler nicht beobachten können und 
auch Parallelereignisse wie die Veränderung der Studienbedingungen durch Modifikationen der 
Prüfungsordnungen u.ä. nicht isolieren können.  
 
Letzteres weist allerdings auf einen zuvor bereits erwähnten Punkt hin: Die Studienentscheidung 
wird nicht nur durch den finanziellen Eigenbeitrag, sondern auch durch die Studienbedingungen 
determiniert. So kann eine eventuell abschreckende Wirkung von Studiengebühren durch eine ent-
sprechende Steigerung der Qualität der Lehre gemindert oder sogar überkompensiert werden. Der 
14 Effekt privater Finanzierungsbeiträge auf das Verhalten der Universitäten ist unser nächstes The-
ma.   
 
 
These 3: Studiengebühren verbessern die Qualität der Lehre 
 
Genau genommen stecken hinter dieser These zwei Argumente. Das eine bezieht sich auf eine 
Steuerungsfunktion der Gebühren, die durch vermehrten Wettbewerb zwischen den Hochschulen 
ineffiziente Mittelverwendungen mit vermeiden soll. Das andere bezieht sich auf die Finanzie-
rungsfunktion, die mit der Erschließung neuer Finanzierungsquellen verbunden ist.  
 
Zunächst zum Wettbewerbseffekt. Hier ist festzuhalten, dass eine Verbesserung des universitären 
Wettbewerbs um Studierende prinzipiell auf viele verschiedene Arten und nicht nur durch Studien-
gebühren erfolgen kann. Verfolgt man die Gebührenoption, so ist es sicherlich sinnvoll, die Ein-
nahmen direkt den Universitäten zufließen zu lassen, wie es in Australien, England und Österreich 
geschieht. Auch eine zumindest partielle Gebührenautonomie kann den Wettbewerb befördern. Die 
tatsächlichen Wirkungen solcher Maßnahmen liegen allerdings im Dunkeln. Empirische Studien, 
die den Zusammenhang zwischen Produktionseffizienz der Hochschulen und Gebührenfinanzie-
rung thematisieren, sind uns leider nicht bekannt. 
 
Allerdings liefert die Literatur zu Bildungsgutscheinen („vouchers“) zumindest einige indirekte 
Evidenz zu diesem Thema. Ein Bildungsgutschein erlaubt den Besuch einer Schule nach Wahl und 
der Wert des Gutscheins wird dem Bildungsanbieter gutgeschrieben. Diese indirekte Methode der 
Bildungsfinanzierung spielt in kleinerem Umfang bei Schulen in den USA, und in größerem Stil in 
den Bildungssystemen von Chile und Kolumbien eine Rolle. Propagiert wird diese Finanzierungs-
form vor allem aufgrund der Erzeugung eines Wettbewerbseffektes, der aus dem fiskalischen Ver-
lust einer Schule bei Abwanderung von Schülern zu besseren Alternativen resultiert. Auf Anbieter-
seite verlaufen die erhofften Wirkungen von Gebühren und Gutscheinen also analog. 
 
Neben der Beeinflussung der Wettbewerbsintensität treten aber auch andere Effekte auf. Insbeson-
dere ist die Existenz eines Kompositionseffekts wahrscheinlich, bei dem Schüler von einer (aus 
welchen Gründen auch immer) weniger produktiven öffentlichen Schule auf eine bessere private 
Schule wechseln, sowie „Peer“-Effekte, bei dem die Zusammensetzung der Schülerschaft einen 
Einfluss auf die in Tests gemessene Leistungsfähigkeit eines Schülers hat.  
 
15 Verschiedene Autoren haben versucht, den Wettbewerbseffekt isoliert zu quantifizieren. Sein er-
mitteltes Ausmaß ist eher gering, wobei Unsicherheit über die Kausalität zwischen Wettbewerb 
und Effizienz herrscht. Hoxby (2003) findet auf Basis des Voucher-Projekts in der amerikanischen 
Stadt Milwaukee eine positive und signifikante Verbesserung der Testergebnisse von Schülern in 
öffentlichen Schulen in Folge der Abwanderung von Schülern zu privaten Schulen, die sie auf den 
Wettbewerbseffekt zurückführt. Dieses Ergebnis wird von einigen anderen Autoren, insbesondere 
Ladd (2002) and McEwan (2004), jedoch als nicht hinreichend überzeugend angesehen, da sich die 
Zusammensetzung der Gruppen von Schülern mit und ohne Bildungsgutscheine vermutlich ent-
scheidend geändert hat. Insgesamt ziehen die beiden letztgenannten Autoren in ihren Über-
blicksaufsätzen ein eher skeptisches Fazit hinsichtlich möglicher Gewinne durch Wettbewerb.  
 
Ein anderes, breit angelegtes Experiment mit Bildungsgutscheinen findet sich in Chile, wo seit den 
achtziger Jahren auch bestimmte private Schulen um gute Schüler via staatliche Bildungsgutschei-
ne konkurrieren können. Dieses System hat zu einem massiven Ausbau derartiger privater Schulen 
auf Kosten staatlicher Schulen geführt. Mizala und Romaguera (2000) zeigen anhand von Testre-
sultaten, dass die Resultate von Schülern der beiden Schulformen nach Kontrolle verschiedener 
anderer Einflussfaktoren recht ähnlich sind. Daraus kann man mit aller Vorsicht folgern, dass der 
Wettbewerbsdruck unter Umständen zu einer Verbesserung der öffentlichen Schulen geführt hat. 
McEwan (2004) argumentiert jedoch, dass keine signifikante Verbesserung der Testresultate von 
Schülern im öffentlichen System im Zeitablauf feststellbar ist. Damit ist die These der Existenz 
eines positiven Wettbewerbseffektes jedoch nicht widerlegt, da diese durch entsprechend hohe 
Kompositionseffekte in der Zusammensetzung der Schüler neutralisiert worden sein könnte. Alles 
in allem lässt die Literatur zu Bildungsgutscheinen höchstens einen kleinen positiven Wettbe-
werbseffekt erwarten. 
 
Auf den ersten Blick scheint es sich bei der Finanzierungsfunktion der Studiengebühren um einen 
wesentlich eindeutigeren Fall zu handeln. Schließlich ist es unbestreitbar, dass die Hochschulaus-
gaben steigen, wenn die Studiengebühren zusätzlich zu einer unveränderten staatlichen Förderung 
erhoben werden.
14 Oftmals werden Gebühren als einziges Mittel gesehen, eine Hochschulfinanzie-
rung auf international üblichem Niveau zu gewährleisten. Und in der Tat werden die Ausgabenun-
terschiede im internationalen Vergleich eher durch die privaten als durch die öffentlichen Ausga-
ben verursacht, siehe Abbildung 1. 
                                                   
14 Weniger offensichtlich ist indes, ob höhere Ausgaben auch tatsächlich die Qualität der Lehre verbessern. An 
diesem Zusammenhang haben einige jüngere Studien zumindest für den Sekundarschulbereich einige Zweifel ge-
nährt, siehe Wößmann und Gundlach (2004). 
16  
Hier stellt sich zunächst die Frage nach den kausalen Ursachen der Unterfinanzierung der Hoch-
schulen durch die öffentliche Hand. Neben der allgemein angespannten Lage der öffentlichen 
Haushalte wird in der öffentlichen Debatte zunehmend auf die Rolle der Mobilität der Studierenden 
und Absolventen aufmerksam gemacht. Diese Mobilität ist mittlerweile auch in der Bundesrepu-
blik Deutschland beträchtlich. Nach Berechnungen von Büttner und Schwager (2004) schwankt der 
Anteil der Studierenden in einem Bundesland, die ihre Hochschulzugangsberechtigung im gleichen 
Land erworben haben, zwischen 37% (Brandenburg) und 83% (Bayern). Hinsichtlich der Mobilität 
der Absolventen zeigt Mohr (2002), dass mehr als ein Fünftel des Prüfungsjahrgangs 1997 inner-
halb von 18 Monaten nach Hochschulabschluss einen mehr als 200 km vom Studienort entfernten 
oder im Ausland liegenden Arbeitsort gewählt hat.  
 
In einem föderalen Bildungssystem wie dem deutschen untergraben diese Entwicklungen den Steu-
er-Subventionsmechanismus. Je höher die Mobilität über die Gebietskörperschaften hinweg bzw. je 
kleiner die Gebietskörperschaften, desto weniger stehen den angebotenen Leistungen finanzielle 
Gegenleistungen auf lokaler Ebene durch den Absolventen oder seine Eltern gegenüber.
15 Aus 
Sicht der einzelnen Gebietskörperschaft werden die Anreize zur Bereitstellung eines öffentlichen 
Bildungsangebots reduziert und die Qualität der Lehre verschlechtert sich. Tatsächlich zeigen 
Büttner und Schwager (2004) für Deutschland, dass die Hochschulausgaben zweier benachbarter 
Bundesländer in einem negativen Verhältnis zueinander stehen.  
 
Ein auch politisch recht populärer Lösungsansatz besteht nun darin, von den Studierenden einen 
finanziellen Eigenbeitrag zu fordern, die zum Studium in das jeweilige Bundesland wechseln. Sol-
che „Landeskinderregelungen“ sind in einer Vielzahl kleinerer EU-Staaten eingeführt worden und 
werden in Deutschland momentan in den Stadtstaaten und Rheinland-Pfalz intensiv erwogen.  
 
Auch wenn man von juristischen Umsetzungsproblemen absieht, so bleiben solche Regelungen 
unserer Meinung nach fragwürdig, da sie typischerweise keinen der in These 1 erwähnten Rück-
zahlungsströme berücksichtigen. Weder wird ein aus einem anderen Bundesland stammender Stu-
dent finanziell entlastet, wenn er nach dem Studium in der Gebietskörperschaft verbleibt, noch 
werden seinen Eltern entsprechende Steuerreduktionen gewährt. Daher führen Landeskinderrege-
lungen nicht zu einer Gleichbehandlung, sondern zu einer Benachteiligung gegenüber „immobilen“ 
                                                   
15 Dies gilt  für die Bundesrepublik Deutschland sogar noch in geringerem Maße als im internationalen Kontext, 
wo die Mobilität der Absolventen zusätzliche Anreize zur Senkung der betreffenden Einkommensteuersätze aus-
löst. Allerdings werden die fiskalischen Effekte der Mobilität durch die nivellierende Tendenz des Finanzaus-
gleichs abgeschwächt. 
17 Studierenden.
16 Daher erscheint es uns angebrachter, die Forderung erst dann zu erheben, wenn 
eine steuerliche Gegenleistung tatsächlich nicht zu erwarten ist, oder die Rückzahlung von der Mo-
bilitätsentscheidung durch allgemeine Gebühren abzukoppeln.
17
 
Kritiker setzen diesem Lösungsansatz jedoch entgegen, dass die Verfügbarkeit von privaten Finan-
zierungsquellen dem Staat gerade in Zeiten knapper öffentlicher Mittel den Rückzug aus der Hoch-
schulfinanzierung erst ermögliche. Genährt wird diese Befürchtung durch die Entwicklungen in 
Australien und England, Ländern, in denen die Gebühreneinnahmen direkt an die Hochschulen 
fließen und zumindest partielle Gebührenautonomie herrscht. Wie Abbildung 2 zeigt, hat sich der 
Anteil der öffentlichen Hand an den Hochschulausgaben in beiden Ländern zwischen 1995 und 
2002 erheblich reduziert, ohne dass dies mit einer Erhöhung der Gesamtausgaben pro Student ein-
hergegangen wäre. Auch in Portugal, wo Studiengebühren 1995 abgeschafft und 1997 wieder ein-
geführt wurden, war der zusätzliche Finanzierungseffekt schwach.  
 
Wir möchten in diesem Zusammenhang die Aufmerksamkeit auf einen möglichen positiven Effekt 
des Bildungsföderalismus lenken. Dieser reduziert die „Marktmacht“ der einzelnen Gebietskörper-
schaft, indem er die Ausweichmöglichkeiten der Studierenden erhöht. Dies kann insbesondere dazu 
führen, dass der Anreiz zum Rückzug aus der öffentlichen Hochschulfinanzierung im Zuge der Er-
hebung von Studiengebühren eingedämmt wird. Je mehr die Gebietskörperschaften in Konkurrenz 
um die Studierenden treten, ob mit dem Ziel heutiger Gebühreneinnahmen oder dem zukünftiger 
Steuereinnahmen, desto größer ist der Zwang für das einzelne Land, eine finanzielle Belastung 
durch Gebühren mit einer besseren Lehrqualität zu kombinieren, um Einschreibungen zu generie-
ren. Der Rückzug des Staates aus der Hochschulfinanzierung fällt also schwächer aus als in einem 
Zentralstaat. 
 
Wenngleich zu dieser These keine explizite empirische Studie verfügbar ist, so wird sie doch durch 
Abbildung 2 unterstützt. Die dort aufgeführten Länder können gemäß der Europäischen Kommis-
sion (2004) in drei Kategorien hinsichtlich der Rolle der Regionen bei der Finanzierung höherer 
Bildung unterteilt werden.
18 In Kategorie I (kreisförmige Markierungen) übernimmt der Zentral-
staat die Finanzierung komplett, in Kategorie II (quadratische Markierung) spielen die Regionen 
                                                   
16 Dies betrifft alle Akademiker, deren Nachwuchs nicht in der gleichen Gebietskörperschaft studiert. Anderenfalls 
wird die Verbindlichkeit quasi von Generation zu Generation weitergereicht. 
17 Ein anderes Problem entsteht dadurch, dass die Universitäten weniger bereit sein werden, Landeskinder 
aufzunehmen, da ihnen hiermit Gebühreneinnahmen entgehen. Siehe Barr (2004) für entsprechende Entwick-
lungen in England.  
18 Hierbei wurde das Nicht-EU-Mitglied Australien eigenständig durch die Autoren kategorisiert. 
18 eine kleine Rolle (zwischen 0% und 7% der Gesamtausgaben) und in Kategorie III (dreieckige 
Markierung) ist ihr Einfluss dominant (mehr als 85% der Gesamtausgaben). Staaten mit Studienge-
bühren werden hierbei durch dunkle Markierungen und Staaten ohne Gebühren durch helle Mar-
kierungen gekennzeichnet. Bei aller gebotenen interpretatorischen Vorsicht fällt doch auf, dass die 
Ausgaben pro Student gerade in den Staaten mit zentraler Finanzierung und Verfügbarkeit von 
Studiengebühren gesunken bzw. nur schwach gestiegen sind. Alle anderen Länder schneiden hin-
sichtlich des prozentualen Wachstums der Ausgaben pro Student besser ab, ungeachtet davon, ob 
der öffentliche Anteil der Ausgaben gestiegen oder gesunken ist. Dies legt die Vermutung nahe, 
dass der oftmals kritisierte Bildungsföderalismus hier der Qualität der Lehre dienlich ist.  
 
Für die Abschätzung der Finanzierungseffekte bei föderaler Hochschulfinanzierung bietet sich die 
Analyse der Erfahrungen in den USA an. Leider ist eine Aufnahme der USA in Abbildung 2 auf-
grund mangelnder Datenbereitstellung durch die OECD (2005) nicht möglich, allerdings gibt es 
recht detaillierte Daten direkt von amerikanischen Quellen (National Center for Public Policy and 
Education, 2002). Danach sind sowohl Studiengebühren als auch staatliche Zuschüsse an öffentli-
che Universitäten gestiegen, allerdings in sehr unterschiedlichem Maße. Von 1980 bis 1998 sind 
die staatlichen Finanzzuweisungen inflationsbereinigt um 13% gestiegen. Im gleichen Zeitraum 
stiegen aber Studiengebühren und andere Gebühren („tuition and fees“) um 107%. Insgesamt hat 
sich die Einnahmenseite der Hochschulen um 41% verbessert, wobei ein nicht unerheblicher Teil 
davon durch Zuwächse bei den Erträgen aus dem Stiftungsvermögen und anderen privaten Spen-
den zustande kam.  
 
In der amerikanischen Diskussion wird vor allem auf die Zyklizität der Erhöhung der Studienge-
bühren aufmerksam gemacht. In den letzten 15 Jahren fanden die größten Sprünge in den Studien-
gebühren in Zeiten einer Rezession statt (und umgekehrt), siehe National Center for Public Policy 
and Education (2002). Da in einer Rezession die staatlichen Steuereinnahmen absolut sinken, wird 
das Budget durch Kürzungen im Bildungsbereich (aber nicht nur dort) ausgeglichen.
19 Staatliche 
Universitäten reagieren auf den Ausfall an Zuschüssen mit Gebührenerhöhungen, wobei diese indi-
rekt von der Landesregierung gebilligt werden müssen. Insgesamt kann dieses System dazu führen, 
dass Universitäten kurzfristig in starke finanzielle Schwierigkeiten geraten können, weil staatliche 
Zuschüsse wegfallen und kompensatorische Gebührenerhöhungen aus politischen Gründen nicht 
ohne weiteres durchsetzbar sind. In diesem Fall gehen manche universitäre Sparmaßnahmen auf 
                                                   
19 Diese starke Zyklizität wird durch konstitutionelle Regeln für ausgeglichene Staatsbudgets natürlich verstärkt, 
die in fast allen Verfassungen der US Bundesstaaten festgeschrieben sind.  
19 Kosten der Lehre, z.B. durch Einsparung von wissenschaftlichem Personal, welches zu größeren 
Lehrveranstaltungen führt. 
 
Interessant ist natürlich die Frage, welche Faktoren die langfristige Erhöhung der Studiengebühren 
bei gleichzeitiger absoluter Erhöhung der staatlichen Transfers verursachen. Hier sind uns keine 
systematischen Studien bekannt. Von konservativer Seite in den USA werden verschiedene Ursa-
chen genannt (Vedder, 2005), unter anderem der Mangel an Effizienzkontrolle von Universitäten, 
die Umlenkung von Ressourcen von der Lehre zu anderen Bereichen (z.B. Anzahl nicht-
wissenschaftlichen Personals, Studentenwohnheime, und Gehälter von Professoren) und Produkti-
vitätsverlust. Allerdings befinden sich amerikanische Universitäten in wesentlich größerem Wett-
bewerb untereinander als deutsche Universitäten. Richtig ist zwar, dass Gehälter an sehr guten 
Universitäten über denen an deutschen Universitäten liegen. Gleichzeitig gibt es jedoch eine starke 
Differenzierung über die Fächergrenzen innerhalb einer Universität und zwischen den Universitä-
ten, die einen Vergleich mit Deutschland schwierig machen.  
 
Der Aspekt der Differenzierung wird ebenfalls von Singell und Stone (2003) betont. In ihrer empi-
rischen Analyse wird die These untersucht, inwieweit Erhöhungen von staatlichen Stipendien und 
Zuschüssen an Studierende durch Gebührenerhöhungen seitens der Universitäten wieder neutrali-
siert werden. Bei voller Neutralität würden demnach die Nettokosten für Studierende unverändert 
bleiben. Singell und Stone zeigen, dass die Erhöhung von Stipendien und Zuschüssen keine signi-
fikante Auswirkungen auf die Studiengebühren von Nicht-Spitzenuniversitäten (zumeist staatliche 
Hochschulen) hat, während es zu überproportionalen Erhöhungen von Gebühren bei Spitzenuniver-
sitäten kommt, von denen viele private Universitäten sind.  
 
Zusammen ergeben die Erfahrungen der Länder mit Studiengebühren, dass entweder der Staat sich 
aus der Hochschulfinanzierung zurückgezogen hat, oder aber Studiengebühren deutlich stärker ge-
stiegen sind als die Zuschüsse. Das Beispiel USA zeigt aber auch, dass die Effekte stark von der 
Art und Qualität der Universität abhängen. Vor diesem Hintergrund sind regierungsseitige Zusiche-
rungen, eine kompensatorische Kürzung des Landeszuschusses nach Einführung der Gebühren sei 
ausgeschlossen, mit Skepsis zu betrachten, wenngleich wir für Deutschland eine positivere Ent-







Unsere Ausführungen sollten verdeutlicht haben, dass die Argumente für und gegen Studiengebüh-
ren vielschichtig sind. Dies bedeutet nicht, dass Schlussfolgerungen beliebig sind. Im Gegenteil, in 
diesem abschließenden Abschnitt versuchen wir – bei aller gebotenen Vorsicht – ein Resümee zu 
ziehen.  
 
In der ersten These haben wir die Evidenz zu den Verteilungswirkungen von Studiengebühren un-
tersucht. Der hier unserer Meinung nach aufschlussreichste Indikator ist die Differenz zwischen der 
privaten und der sozialen Ertragsrate des Studiums. Diese Differenz ist in vielen Ländern, darunter 
auch Deutschland, positiv, so dass das gegenwärtige Hochschulfinanzierungssystem als regressiv 
eingeschätzt werden muss. Studiengebühren reduzieren diese Regressivität, wenn sie die Steuerlast 
von Nichtstudierenden senkt. Da von politischer Seite jedoch eine Erhöhung der Gesamteinnahmen 
der Hochschulen angekündigt wird, stehen sich vermutlich der Finanz- und der Verteilungseffekt 
von Studiengebühren gegenüber. 
 
In der zweiten These beschäftigten wir uns mit den Verhaltensänderungen, die auf Studierendensei-
te von Studiengebühren zu erwarten sind. Hier kann auf die Vielzahl internationaler Erfahrungen 
zurückgegriffen werden. Diese bieten einige Evidenz dafür, dass abschreckende Effekte von Studi-
engebühren zumindest bei entsprechender Ausgestaltung der Rückzahlungskonditionen abge-
schwächt werden können, zum Beispiel durch einkommensabhängige Studienkredite oder den Er-
lass der Gebühren für finanzschwache Familien. Allerdings weisen Erfahrungen und Studien in den 
USA darauf hin, dass eine allgemeine Erhöhung von Studiengebühren und eine Senkung von Sti-
pendien für finanziell Bedürftige im gleichen Umfang keine äquivalenten Maßnahmen sind. Inso-
fern kommt der Verbreitung von Information über mögliche andere finanzielle Förderungen in 
Deutschland sicherlich eine wichtige Rolle zu. Darüber hinaus muss betont werden, dass die exi-
stierenden Studien nur bedingt Aufschlüsse über den Grund der Veränderung in Einschreibequoten 
zulassen. Falls ein Rückgang der Einschreibequoten vor allem auf die entsprechende Preisänderung 
zurückzuführen ist (und nicht auf Kreditmarktunvollkommenheiten), liegt die Vermutung nahe, 
dass es sich aus volkwirtschaftlicher Sicht um eine effizientere Allokation der Ressourcen handelt. 
Allerdings konstatieren wir dann aber einen Konflikt mit dem politisch vorgegebenen Ziel, einen 
höheren Teil eines Jahrgangs zu einem Hochschulabschluss in Deutschland zu führen. 
 
In der dritten These untersuchten wir den Zusammenhang zwischen Studiengebühren und der Qua-
lität der Lehre, wobei sich letztere durch verstärkten Wettbewerb zwischen Universitäten um gute 
21 Studierende und/oder durch höhere Gesamtfinanzausstattung der Universitäten erhöhen kann. Er-
staunlicherweise gibt es praktisch keine Studien, die den positiven Wettbewerbsaspekt untersuchen 
und damit auch belegen können. Indirekte Evidenz aus Erfahrungen mit Bildungsgutscheinen las-
sen allenfalls einen schwachen positiven Wettbewerbseffekt erwarten. Mehr Informationen und 
internationale Erfahrungen gibt es zu dem möglichen Verdrängungseffekt von Studiengebühren auf 
staatliche Finanzzuweisungen an Hochschulen. In mehreren Ländern (Australien, England) ist es 
nicht zu der gewünschten Gesamterhöhung der finanziellen Ressourcen gekommen. In den USA 
hat sich die Lage zwar systematisch verbessert, allerdings sind die Studiengebühren um ein Vielfa-
ches mehr angestiegen als die öffentliche Förderung, was vor allem als eine Kompensationsfunkti-
on von Studiengebühren infolge eines rezessionsbedingten Ausfalls von Steuereinnahmen hindeu-
tet. Aus diesem Grund stehen wir der möglichen Verbesserung der finanziellen Ausstattung der 
Universitäten mittels Studiengebühren insgesamt skeptisch gegenüber.  
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 Privat:  r
P Sozial: r
S
 Männer  Frauen  Männer  Frauen 
CDN 8,1  9,4  6,8 7,9 
DK 13,9 10,1 6,3 4,2 
F 12,2  11,7  13,2  13,1 
D 9,0  8,3  6,5  6,9 
I 6,5  nv  7,0  nv 
J 7,5  6,7  6,7  5,7 
NL 12,0  12,3  10,0 6,3 
S 11,4  10,8  7,5  5,7 
UK 17,3 15,2 15,2  13,6 
US 14,9  14,7  13,7  12,3 
 
Tabelle 1: Ertragsraten höherer Bildung, 2000-2001 
 










































Abbildung 1: Öffentliche und private Ausgaben für höhere Bildung (2003) 
 
Quelle: OECD(2006), Table B2.1b
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